
 

19. Wahlperiode 

 
 

Ausschuss für Menschenrechte und 
humanitäre Hilfe 

 

19. Wahlperiode  Seite 1 von 4 

 
 

 

Mitteilung Berlin, den 13. November 2020 

 Die 66. Sitzung des Ausschusses für 
Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
findet statt am  
Mittwoch, dem 18. November 2020, 14:00 Uhr 
10557 Berlin, Adele-Schreiber-Krieger-Straße 1 
Marie-Elisabeth-Lüders-Haus, Saal MELH 3.101 
und als Videokonferenz unter Nutzung  
von Polycom* 
 
*Ministerien und Landesvertretungen, die an der 
Videokonferenz teilnehmen möchten, werden 
gebeten, dem Sekretariat ihre E-Mail-Adresse 
mitzuteilen, damit die Zugangsdaten übermittelt 
werden können. 
 
 

Sekretariat 
Telefon: +49 30 227-33550 
Fax: +49 30 227-36051 

Sitzungssaal 
Telefon: +49 30 227-31487 
Fax: +49 30 227-30487 

   

 Achtung! 
Abweichender Sitzungsort! 
 
 

 

 Tagesordnung - Öffentliche Anhörung 
 
 

 

  

Einziger Punkt der Tagesordnung 

Öffentliche Anhörung zum Thema: 
Lage der Menschenrechte in China 
 
 
 

 

 

Hinweis: Die Anhörung wird von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr live im Parlamentsfernsehen 
(zugänglich über www.bundestag.de) übertragen und kann im Anschluss über die Mediathek 
abgerufen werden. 
 

 

 
Gyde Jensen, MdB 
Vorsitzende 

http://www.bundestag.de/
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Geladene Sachverständige 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. Mechthild Leutner  
Professorin (Emerita) für Staat, Gesellschaft und Kultur des modernen China im Fach 
Sinologie am Ostasiatischen Seminar der FU Berlin 
 
Wenzel Michalski 
Direktor Human Rights Watch Deutschland 
 
Kai Müller 
Geschäftsführer International Campaign for Tibet e.V. 
 
Eva Pils  
Professorin an der School of Law des King’s College London 
 
Sayragul Sauytbay 
Ehemalige Beamtin der Volksrepublik China und Whistleblowerin 
 
Prof. Dr. Adrian Zenz 
European School of Culture and Theology 
 
Lea Zhou 
Freie Journalistin, Berlin 
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Fragenkatalog zur Anhörung des Ausschusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe zum 
Thema „Lage der Menschenrechte in China“ am 18. November 2020 
 
 
Menschenrechtsverletzungen an Minderheiten 
 

1. Welche Ziele verfolgt die aktuelle chinesische Führung mit ihrer brutalen Politik der 
Verfolgung und der „Sinisierung“ gegenüber Tibetern, Uiguren, Christen und anderen 
Volksgruppen und welche Auswirkungen hat dies auf die Rechte der betroffenen 
Gruppen, insbesondere mit Blick auf den Schutz von Sprache, Religion, Lebensweise 
und Traditionen? (CDU/CSU) 
 

2. Wie schätzen Sie die Situation in den chinesischen Internierungslagern in Xinjiang ein 
und wie sind die Behauptungen der chinesischen Regierung zu bewerten, dass die 
“Umerziehungslager” geschlossen worden seien? (SPD) 
 

3. Wie ist die Situation turkstämmiger Muslime außerhalb der Lager? Gibt es 
Einschränkungen oder Repressionen durch die chinesische Regierung und wenn ja, 
welcher Art? (SPD) 
 

4. Welche Kenntnisse haben Sie zur systematischen Inhaftierung von Minderheiten in China 
und den vorherrschenden Haftbedingungen? Welche Arten von 
Menschenrechtsverletzungen sind Ihnen in diesem Zusammenhang bekannt? (FDP) 
 

5. Welche Kenntnisse haben Sie zu dem Ausbau des chinesischen Überwachungsstaates 
mit dem Zweck, chinesische Minderheiten gezielt zu unterdrücken? Welche Kenntnisse 
oder Erfahrungen haben Sie über verschiedene Praktiken zur Überwachung von 
Minderheiten in China? (FDP) 
 
 

Lage und Entwicklung der Menschenrechtssituation 
 

6.  Halten Sie die Kommunistische Partei Chinas für soweit reformfähig, bezüglich der 
Menschenrechte – Meinungsfreiheit, Religionsfreiheit, kulturelle Selbstbestimmung – 
einen liberaleren Kurs einzuschlagen? (AfD) 

 
7.  Wie ist die Lage der Menschenrechtsverteidiger*innen in Festlandchina und in Hong 

Kong, wie wirkt sich die Verfolgung der Menschenrechtsverteidiger*innen auf die 
Möglichkeiten der Menschenrechtsarbeit zu China national, regional und international, 
insbesondere in Regionen wie Xinjiang und Tibet aus und wie prägt diese Verfolgung 
und die Menschenrechtslage in China allgemein zivilgesellschaftliche und rechtliche 
Entwicklungen in China selbst? (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Reaktionen auf Menschenrechtsverletzungen und Einfluss auf bilaterale und multilaterale 
Beziehungen 
 

8. Welche Informationen haben Sie zur Qualität und Quantität der Zwangs- und 
Umerziehungslager im chinesischen politischen und wirtschaftlichen System, und 
welche konkreten Maßnahmen der internationalen Staatengemeinschaft sind notwendig, 
um diese schweren Menschenrechtsverletzungen zu beenden? (CDU/CSU) 

 
9. Ist die konsequente und öffentlichkeitswirksame Benennung von 

Menschenrechtsverletzungen durch die kommunistischen Machthaber Chinas das 
geeignete Mittel, sie zu einer Verhaltensänderung zu bewegen? (AfD) 

 
10. Inwieweit bildet sich in der deutschen Politik gegenüber China das Spannungsfeld 

zwischen politischen, wirtschaftlichen und technologischen Interessen einerseits und 
den Menschenrechten andererseits ab und inwieweit führt dies zu einer 
Ungleichbehandlung Chinas im Verhältnis zu anderen Staaten? (DIE LINKE.) 

 
11. Wie haben sich die diplomatischen und kulturellen Beziehungen zwischen China und 

Deutschland in den letzten Jahren entwickelt, an welchen konkreten Beispielen lässt 
sich eine Verschlechterung der Beziehungen festmachen und können gute diplomatische 
und kulturelle Beziehungen Ihrer Ansicht nach einen Beitrag zur Beförderung der 
Einhaltung der Menschenrechte in China leisten? (DIE LINKE.) 

 
12. Welches Bild von Völkerrecht und Menschenrechten proklamiert die chinesische 

Regierung auf regionaler und internationaler Ebene, welche multilateralen Foren nutzt 
die chinesische Regierung zur Fortentwicklung und Verbreitung dieser Ansichten und 
welche Rolle spielt dabei die derzeitige Krise des Multilateralismus? (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
 


